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Europa braucht Soziale Demokratie!
In welchem Europa wollen wir leben? Wie können wir unsere europäischen Träume 
von Freiheit, Frieden und Demokratie auch gegen innere und äußere Widerstände 
verwirklichen? Wie können wir die Soziale Demokratie stark in Europa positionieren? 
Diesen Fragen widmet sich die Friedrich-Ebert-Stiftung in ihrer Reihe „Politik für 
Europa“. Wir zeigen, dass die europäische Integration demokratisch, wirtschaftlich, 
sozial und außenpolitisch zuverlässig gestaltet werden kann und muss!

Folgende Themenbereiche stehen dabei im Mittelpunkt: 

– Demokratisches Europa 
– Sozial-ökologische Transformation 
– Zukunft der Arbeit 
– Frieden und Sicherheit

In Veröffentlichungen und Veranstaltungen greifen wir diese Themen auf. 

Wir geben Impulse und beraten Entscheidungsträger_innen aus Politik und Ge-
werkschaften. Wir treiben die Debatte über die Zukunft Europas voran und  
legen konkrete Vorschläge für die Gestaltung der zentralen Politikfelder vor. Wir 
wollen diese Debatte mit Ihnen führen in unserer Reihe „Politik für Europa“!
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WAS BISHER GESCHAH – EIN ÜBERBLICK  
ZU DEN CORONABEDINGTEN LOCKDOWNS 
IN DEUTSCHLAND

Mehr Gewalterfahrung, negative Auswirkungen auf Karriere- 
chancen und Alterssicherung, Belastungen durch fehlende 
Kinderbetreuung und eine Verlagerung von Care-Arbeit – die  
COVID-19 Pandemie hat sich stark auf das Leben von Menschen 
ausgewirkt und strukturelle Geschlechterungleichheit offen-
bart und verstärkt. Dieser Beitrag analysiert die Bewältigungs-
strategien und Folgen der Pandemie aus Genderperspektive.

DIE MASSNAHMEN

Nach Auftreten der ersten COVID-19-Fälle im Januar 2020 
richtete die Bundesregierung zur Pandemiebekämpfung im 
Februar 2020 einen Krisenstab ein.1 Dieser setzte sich aus 
Vertreter_innen verschiedener Ministerien zusammen und 
diente dazu, ressortspezifische Fähigkeiten zu bündeln. Nicht 
Teil des Krisenstabs war das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (Haupt/Lind 2021: 284). Im 
März 2020 rief die Weltgesundheitsorganisation (WHO) eine 
Pandemie aus und die Bundesregierung warnte vor einer 
Überlastung des Gesundheitssystems. 

Bereits kurz darauf beschloss die Bundesregierung einen 
Lockdown ab 22.3., den sie sukzessive bis Mai 2020 verlänger-
te. Bund und Länder einigten sich auf Ausgangs- und Kontakt- 
beschränkungen. Ab Ende April galt in allen deutschen Bun-
desländern eine Pflicht zur Bedeckung von Mund und Nase. 

Kindertagesstätten und Schulen sowie die Gastronomie und 
der Einzelhandel (ausgenommen Geschäfte des täglichen 
Bedarfs) mussten schließen. Mit Bekanntgabe der Kita- und 
Schulschließungen geriet die Bildungs- und Betreuungspolitik 
in eine bislang unbekannte Situation (Blum/Dobrotic 2021). 
Gleichzeitig empfahl die Bundesregierung, wenn möglich im 
Homeoffice zu arbeiten. Um Eltern in dieser Zeit zu entlasten, 
beschloss das Kabinett im März 2020 Hilfs- und Unterstüt-
zungsangebote. Diese sahen beispielsweise die Zahlung ei-
nes einmaligen Kinderbonus und einen Entlastungsbetrag 
(Einkommensteuerabzug) für Alleinerziehende vor (Haupt/
Lind 2021). Gleichzeitig wurde der Zugang zum Kurzarbeiter-
geld, das sich am Nettogehalt orientiert (Haupt et al. 2020), 
sowie zur Grundsicherung erleichtert, der Berufstätige in 
sämtlichen Branchen absichern soll. Der vereinfachte Zugang 
zum Kurzarbeitergeld war noch bis Ende Juni 2022 wirksam 

1 Dieser wurde im Mai 2022 aufgelöst. 

(Bundesministerium für Gesundheit 2022). Die Lockerung der 
Maßnahmen des ersten Lockdowns sah neben dem Einkau-
fen in größeren Geschäften auch eine Öffnung von Spielplät-
zen, Museen, Zoos und Gotteshäusern vor.
  
Die Wiederöffnung der Schulen und Kindertagesbetreuung er-
folgte stufenweise und in den Bundesländern unterschiedlich. 
Dies traf auch auf die Öffnung der Gastronomie im Sommer 2020 
zu. Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt waren die ersten 
Bundesländer, die Mitte Mai die Gastronomie wieder öffneten. 
In Abhängigkeit von der Fallzahlenentwicklung verhängten ei-
nige Landkreise in Deutschland jedoch erneut Lockdowns. Auf-
grund der lokalen Coronavirus-Ausbrüche erließen einige Bun-
desländer innerdeutsche Einreiserestriktionen während der 
sommerlichen Ferienzeit. Nach den Sommerferien 2020 kehr-
ten in ganz Deutschland die Schüler_innen wieder in den Prä-
senzunterricht zurück – teilweise wurde jedoch auch eine Kom-
bination aus Präsenz- und Fernunterricht fortgeführt (Blum/
Dobrotic 2021). Zum Schuljahresbeginn waren Hamburg und 
Nordrhein-Westfalen die ersten Bundesländer, die die Pflicht zum 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung an Schulen einführten – 
die anderen Bundesländer folgten. Sobald in einzelnen Schulen 
Corona-Fälle auftraten, schlossen diese wieder zeitweise.

In einem zweiten Teil-Lockdown, der Anfang November 2020 
in Kraft trat und schließlich bis Mai 2021 verlängert wurde, 
blieben zwar zunächst die Schulen geöffnet, die Gastrono-
mie und der Tourismus- sowie Kulturbetrieb wurden hinge-
gen geschlossen. Anfang Dezember schlossen jedoch neben 
dem Einzelhandel auch die Kitas und Schulen erneut –  
der Zeitpunkt variierte je nach Bundesland. 

Ende Dezember 2020 startete die Impfkampagne in Deutsch-
land. Zuerst geimpft wurden über 80-Jährige und das Perso-
nal im Gesundheitswesen.

Neben der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
galt in den deutschen Schulen ab Mitte April 2021 eine Testpflicht. 
Die Quarantäneregeln in Kitas und Schulen waren jedoch bun-
desweit nicht einheitlich. Allerdings endete das Jahr 2021 mit 
einem Beschluss des Bundes und der Länder (21.12.2021), der 
strengere Kontaktbeschränkungen nach Weihnachten, auch für 
Geimpfte, vorsah (siehe Abbildung 1 auf der Folgeseite).

Im Folgenden sollen die Auswirkungen der Lockdowns auf 
den Arbeitsmarkt, die Situation in den Familien sowie die Ge-
walt gegen Frauen aufgezeigt werden.
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Quelle: eigene Darstellung, WifOR 2022. Erstellt Mai 2022.

Abbildung 1
Beschlüsse zur COVID-19-Pandemiebekämpfung im Zeitverlauf
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8.12. 2020 – 7.3.2021 12.2021 –  15.1.2022

Krisenstab der Bundesregierung eingerichtet  
(exkl. Familien-/Frauenministerium)

539 Tage 10.3.2020 – 1.4.2022Beschluss Hilfs- und Unterstützungsangebote  
(z. B. Kinderbonus, Entlastungsbetrag Einkommensteuer für AZ, Einmalzahlung zur Grundsicherung)

602 Tage 11.3.2020 – 30.6.2022Beschluss vereinfachter Zugang zu Kurzarbeitergeld

525 Tage 28.3.2020 – 1.4.2022Angebot verstärkt: Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“

Schließung von Gastronomie, EZH
Absage von (Groß-)Veranstaltungen
Kontaktbeschränkungen
Zeitweise Ausgangssprerren

10.3.2020 – 6.4.2022Empfehlung Homeoffice-Regelung

1. Lockdown
3.2020 – 5.2020

2. Lockdown
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Teil-Lockdown** und 
strenge Kontaktregeln
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Start 
Impfkampagne
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GESCHLECHTSSPEZIFISCHE ARBEITS- 
MARKTEFFEKTE DER PANDEMIE

Die Corona-Pandemie hat weitreichende und unterschiedli-
che Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und für die unter-
schiedlichen Gruppen am Arbeitsmarkt.

ARBEITSLOSIGKEIT

Mit Blick auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit (als Folge 
der coronabedingten Lockdowns) zeigen sich kaum ge-
schlechtsspezifische Unterschiede. Männer und Frauen wa-
ren bzw. sind im Laufe der Pandemie gleichermaßen von ei-
nem (kurzfristigen) Anstieg der Arbeitslosigkeit betroffen. Im 
ersten Corona-Jahr 2020 war ein Anstieg der Arbeitslosen-
quote (bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) bei Frauen 
von April bis August von 5,4 Prozent auf 6,1 Prozent zu beob-
achten. Danach zeichnete sich eine Entspannung ab, sodass 
im August 2021 5,5 Prozent und im April 2022 noch 4,8 Pro-
zent arbeitslos gemeldet waren. Bei den Männern verlief die 
Entwicklung ähnlich: Während im April 2020 die Arbeitslo-
senquote bei 6,2 Prozent und im August 2020 und April 2021 
bei 6,8 Prozent bzw. 6,4 Prozent lag, sank sie im April 2022 
auf 5,3 Prozent (Bundesagentur für Arbeit 2022). Dass die 
Entwicklung bei Männern und Frauen ähnlich verlief, hat da-
mit zu tun, wie sehr einzelne Branchen in der Pandemie be-
troffen waren. So waren sowohl das männlich dominierte 
produzierende Gewerbe als auch die (personennahen) 
Dienstleistungsbereiche wie zum Beispiel das Gastgewerbe 
oder körpernahe Dienstleistungen, die einen hohen weibli-
chen Beschäftigungsanteil aufweisen, von der Krise betrof-
fen. Die möglichen finanziellen Folgen können für Frauen je-
doch gravierender sein als für Männer, da sich das Arbeits- 
losengeld am Nettoeinkommen orientiert. Der Gender Pay Gap 
hat somit auch negative Effekte im Fall von Arbeitslosigkeit.

KURZARBEIT, ARBEITSSTUNDEN UND 
SELBSTSTÄNDIGKEIT

Ähnlich wie in der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 griffen 
Unternehmen auch während der Corona-Pandemie auf das 
arbeitsmarktpolitische Instrument der Kurzarbeit zurück. Al-
lerdings bestehen deutliche strukturelle Unterschiede zwi-
schen den beiden Krisen. Während in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise vor allem männerdominierte Berufe und Wirt- 
schaftszweige von Kurzarbeit betroffen waren, gilt dies nun 
verstärkt für Frauen. Allerdings ist das Bild ambivalent: Zum 
einen wurde in Branchen mit einem hohen Frauenanteil (wie 

zum Beispiel Handel, Hotel- und Gaststättengewerbe, Kultur 
oder personenbezogene Dienstleistungen) viel Kurzarbeit 
angezeigt, zum anderen gab es Branchen mit einem hohen 
Frauenanteil (wie zum Beispiel Gesundheits- und Sozialwe-
sen), die während der Pandemie kaum Kurzarbeit anzeigten. 
Im März 2020 lag der Frauenanteil in der Kurzarbeit bei ca. 
46 Prozent. Bis zum September 2020 sank der Anteil leicht 
auf 37 Prozent und lag dennoch auch im Vergleich zur Krise 
2009 deutlich über dem Durchschnitt (18 bis 25 Prozent) (In-
stitut Arbeit und Qualifikation 2021). Ein weiterer Unterschied 
zeigt sich mit Blick auf die Familiensituationen: Aufgrund der 
lockdownbedingten Kita-, Kindergarten- und Schulschlie-
ßungen nahm die Belastung in den Familien sehr zu, da maß-
geblich Frauen die häusliche Kinderbetreuung schulterten 
(siehe Abschnitte unten) (Illing et al. 2022). Die außerge-
wöhnlich hohen Frauenanteile in der Kurzarbeit haben auch 
negative ökonomische Folgen, da Frauen häufig weniger 
Kurzarbeitergeld erhalten als Männer. Dies liegt maßgeblich 
daran, dass es sich genau wie das Arbeitslosengeld am Net-
togehalt orientiert und dieses nicht zuletzt wegen des Ehe-
gattensplittings und der Lohnsteuerklasse V bei vielen ver-
heirateten Frauen besonders niedrig ausfällt (Hammerschmid 
et al. 2020). Hinzu kommt, dass Frauen seltener eine Aufsto-
ckung des Kurzarbeitergelds durch ihre Arbeitgeber_innen 
erhalten (Kohlrausch/Zucco 2020). Diese Zahlen beziehen 
sich auf sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Ein Blick auf 
die ausschließlich geringfügig Beschäftigten (sogenannte Mi-
nijobber_innen) zeigt ein anderes Bild. Vor der Pandemie wa-
ren ca. 60 Prozent von ihnen weiblich. Da es für diese Be-
schäftigungsverhältnisse keine stabilisierenden Maßnahmen 
gab, hatte dies zur Folge, dass ca. neun Prozent der Frauen 
ihren Minijob verloren, während es bei den Männern sie-
ben Prozent waren (Globisch et al. 2022). Diese Entwicklun-
gen haben neben den unmittelbaren finanziellen Einbußen 
auch negative Folgen für die Frauen in Form von niedrigeren 
Rentenanwartschaften, aber unter Umständen auch zuneh-
mende finanzielle Abhängigkeiten im Paarkontext.

Aktuelle Auswertungen des Arbeitsausfalls (als Summe ver-
lorener Arbeitszeit durch Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit) des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zeigen, 
dass Männer und Frauen ähnlich stark davon betroffen wa-
ren. Während des ersten Lockdowns ist ein Anstieg des Ar-
beitsausfalls – sowohl für Männer als auch für Frauen – von 
Februar auf April 2020 um durchschnittlich 8,5 Prozentpunk-
te zu verzeichnen. Dieser reduzierte sich zwar bis Oktober, 
war aber immer noch ca. vier Prozentpunkte höher als im Fe-
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bruar 2020, also vor der Pandemie. Gleichzeitig sank die wö-
chentliche Arbeitszeit der Frauen von Februar bis April um ca. 
drei Stunden und die der Männer um etwa vier Stunden, im 
September waren es ca. eine bzw. ca. zwei Stunden (Illing et 
al. 2022).

Doch die Corona-Pandemie und die damit verbundenen Ein-
schränkungen hatten nicht nur Auswirkungen auf abhängig 
Beschäftigte, sondern auch auf Selbstständige. Eine Coro-
na-Sonderauswertung des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) zeigt, dass 63 Prozent der selbstständigen Frauen Ein-
kommensverluste erlitten, während es bei den selbstständi-
gen Männern nur ca. 47 Prozent waren. Zurückzuführen ist 
dies unter anderem darauf, dass die Branchen, in denen Frau-
en als Selbstständige arbeiten, maßgeblich von den Lock-
down-Maßnahmen betroffen waren (Seebauer et al. 2021). 
Die Unterstützungszahlungen (zum Beispiel die sogenann-
ten Novemberhilfen) empfanden viele Selbstständige als zu 
gering und die administrativen Hürden als zu hoch. Die mo-
netären Einbußen sowie die Aufwände für die Behördenan-
träge, aber auch die zusätzlichen Betreuungsaufgaben in den 
Familien waren vor allem für Frauen psychisch belastend 
(Stichwort „mental load“) (ebd.).
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FOLGEN DER SCHUL- UND KITASCHLIESSUNGEN 
FÜR DIE GESCHLECHTSSPEZIFISCHE ARBEITS- 
TEILUNG

Die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie 
(vor allem die Lockdowns) haben nicht nur direkte und unter-
schiedliche Folgen auf dem Arbeitsmarkt für Männer und 
Frauen, es zeigen sich auch deutliche geschlechtsspezifische Un- 
terschiede hinsichtlich der Familien- und Haushaltssituationen.

ARBEITSBELASTUNG 

Was die Arbeitsbelastung und die Vereinbarkeit von Arbeit 
und Privatleben, von Erwerbs- und Sorgearbeit angeht, lässt 
sich eine kontinuierliche Veränderung von Frühjahr 2020 (erste 
Lockdown-Phase) bis Frühjahr 2021 (zweite Lockdown-Phase) 
erkennen (Holst et al. 2021). Bereits während des ersten Lock-
downs hat die Veränderung der Arbeitsbedingungen für 
50 Prozent der Erwerbstätigen die Arbeitsbelastung erhöht. 
Im Folgejahr 2021 traf dies bereits für 60 Prozent der erwerbs-
tätigen Bevölkerung zu. Insbesondere Frauen sind von stei-
genden Belastungen betroffen. Erklären lässt sich dies durch 
die berufliche Segregation von Frauen und Männern. Vor al-
lem Erwerbstätige aus den Branchen Gesundheit, Handel so-
wie Erziehung und Unterricht melden steigende Belastungen.2

Infolge der gestiegenen Belastungen durch Kinderbetreuung 
und zusätzliche Arbeitsbelastung ist die allgemeine Lebens-
zufriedenheit gesunken – dies trifft sowohl für Frauen als 
auch für Männer zu (Fuchs-Schündeln/Stephan 2020). Betrof-
fen sind vor allem die Lebensbereiche „Freizeit“ und „Famili-
enleben“. Der Zusammenhang zwischen gestiegener Belas-
tung und Lebenszufriedenheit ist bei Frauen stärker aus- 
geprägt als bei Männern (ebd.).

KINDERBETREUUNGSZEITEN

Infolge der Schließungen sowie der Kontaktverbote sind etab-
lierte informelle Care-Netzwerke weggebrochen, sodass die 
Kinderbetreuung und das schulische Lernen vollständig in die 
Verantwortung der Erziehungsberechtigten übergeben wur-
den (Blum/Dobrotic 2021). Die Ergebnisse der SOEP-CoV-Stu-
die aus den Monaten April und Mai 2020, in denen die Kitas 
und Schulen in Deutschland geschlossen waren, zeigen, dass 
die Hauptlast der Kinderbetreuung während des Lockdowns 

2 Die negativen Auswirkungen auf die Vereinbarkeit von Arbeit und 
Leben fallen mit Blick auf die Klassenungleichheit jedoch vergleichs-
weise gering aus und sind nicht signifikant (Holst et al. 2021).

die Mütter trugen (Zinn et al. 2020). So ist die Dauer der Kin-
derbetreuung an Werktagen von Frauen in diesem Zeitraum 
im Vergleich zum Vorjahr um durchschnittlich 2,9 Stunden auf 
insgesamt 9,6 Stunden gestiegen. Allerdings sind im gleichen 
Zeitraum auch die Betreuungszeiten der Väter um 2,5 Stunden 
gestiegen – diese kommen während der Pandemie auf eine 
Stundenzahl von 5,3. Damit haben die Betreuungszeiten der 
Väter während der Pandemie überproportional zugenommen, 
die Väter sind allerdings von einem deutlich niedrigeren Niveau 
aus gestartet. Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die geschlechts- 
spezifische Diskrepanz der Kinderbetreuungszeiten ihren  
Ursprung bereits vor der Pandemie hatte (Männer:  
2,5 Stunden; Frauen: 6,7 Stunden) und die Pandemie dieses 
Phänomen verstärkt hat. Festgehalten werden kann folglich, 
dass die Kinderbetreuung sowohl vor als auch während der 
Pandemie noch zu über 60 Prozent fast vollständig oder über-
wiegend von Frauen übernommen wurde (Globisch/Osiander 
2020).

Weitere geschlechtsspezifische Unterschiede bei den Kinder-
betreuungszeiten zeigen sich mit Blick auf vertikale Untersu-
chungsebenen wie Erwerbsstatus und Bildungsniveau. Der 
zeitliche Umfang der Kinderbetreuung von Frauen, die in 
Vollzeit arbeiten, hat sich während der Pandemie um insge-
samt eine Stunde mehr erhöht als die Betreuungszeiten der 
Vollzeit arbeitenden Männer (Frauen Vollzeit: Erhöhung der 
Betreuungszeiten um 2,9 Stunden; Männer Vollzeit: Erhö-
hung der Betreuungszeiten um 1,9 Stunden) (Zinn et al. 2020). 
Die größte Diskrepanz besteht zwischen nicht erwerbstäti-
gen Frauen und nicht erwerbstätigen Männern: Diese Frauen 
leisten mit 14,6 Stunden einen fast doppelt so hohen Beitrag 
zur Kinderbetreuung wie Männer. Deren Engagement umfasst 
lediglich acht Stunden.3 

Auf der vertikalen Untersuchungsebene lassen sich hinsicht-
lich der Organisation der Kinderbetreuung Unterschiede zwi-
schen den Erwerbsklassen feststellen (Holst et al. 2021). Un-
tere Erwerbsklassen greifen deutlich häufiger auf ihr soziales 
Netzwerk zwecks Kinderbetreuung zurück und reduzieren 
ihre Arbeitszeit in geringerem Umfang als Erwerbstätige in 
akademischen und halb akademischen Berufen. Ein Beispiel: 
In interpersonellen Arbeitsbereichen4 reduzierten im April/

3 Bei den Angaben zu nicht erwerbstätigen Männern handelt es sich 
um eine Stichprobe, die kleiner 30 ist (Zinn et al. 2020).

4 Arbeitsbereiche, die sich durch menschliche Interaktionen auszeichnen.
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Mai 2021 ein Viertel der Erwerbstätigen in oberen Erwerbs- 
klassen5 ihre Arbeitszeit. Dem stehen nur 18 Prozent Arbeits-
zeitreduktion aufseiten der Erwerbstätigen in unteren Er-
werbsklassen6 gegenüber (ebd.: 54). Grund dafür ist wahr-
scheinlich, dass untere Erwerbsklassen ihre Arbeitszeit aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht reduzieren können.

VEREINBARKEITSKONFLIKTE

Infolge der Schulschließungen waren Erziehungsberechtige 
damit konfrontiert, ohne direkte Unterstützung einer Lehr-
kraft, in angemessener Zeit und Qualität Lernziele zu erfüllen 
(Zinn et al. 2020). So führte die Kinderbetreuung häufig zu 
Konflikten mit der Erwerbsarbeit der Erziehungsberechtigten 
(Holst et al. 2021). Betrachtet man die Lockdown-Zeiträume 
April/Mai 2020 und April/Mai 2021, zeigt sich, dass nur 
knapp 15 Prozent der Erziehenden keine Schwierigkeiten mit 
der Kinderbetreuung hatten (ebd.). Dem stehen fast 50 Pro-
zent der Erwerbstätigen gegenüber, die von häufigen oder 
sehr häufigen Konflikten zwischen Erwerbsarbeit und Kin-
derbetreuung berichten (ebd.). Von solchen Konflikten waren 
überwiegend Frauen betroffen. Die asymmetrische Vertei-
lung von Sorgearbeit führte dazu, dass 60 Prozent der Mütter 
im Jahr 2020 und 51 Prozent im Jahr 2021 Schwierigkeiten 
bei der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Kinderbetreu-
ung hatten (ebd.). Grund dafür ist unter anderem, dass Frau-
en den größeren Anteil der zusätzlich anfallenden Sorgear-
beit übernahmen – häufig verbunden mit Arbeitszeitreduk- 
tion (Kohlrausch/Zucco 2020).

Die Herausforderung des Homeschoolings empfanden Eltern 
in Paarbeziehungen im Durchschnitt als „mittelmäßig belas-
tend“ (Skalenwert 2,3) (Zinn et al. 2020) – bei einer Skala von 1 
(„stimme überhaupt nicht zu“) bis 5 („stimme voll und ganz 
zu“). Jedoch stuften Alleinerziehende die Belastung durch 
Homeschooling etwas höher ein (Skalenwert 2,6) (ebd.). Ins-
besondere nahm die Belastung der Kinderbetreuung bzw. 
des Homeschoolings für erwerbstätige Frauen, die im Home- 
office arbeiteten, stark zu (Fuchs-Schündeln/Stephan 2020). 
Folglich wurde die Vereinbarkeitsproblematik durch die Arbeit 
im Homeoffice nicht zufriedenstellend gelöst.

5 Soziokulturelle Expert_innen (Ärzt_innen, Lehrer_innen, Sozialarbeiter_ 
innen) (Holst et al. 2021).

6 Dienstleistende (Pflegeassistent_innen, Köch_innen, Verkäufer_innen) 
(ebd.).

Mit sinkendem Bildungsniveau nimmt die Belastung zu – 
dies trifft insbesondere für Alleinerziehende zu. Alleinerzie-
hende mit niedrigem Bildungsniveau geben einen Belastungs- 
wert von 2,9 an, während dieser für Alleinerziehende mit  
hohem Bildungsniveau (Fach-/Hochschulabschluss) nur bei 
1,8 liegt (Zinn et al. 2020).
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CORONA UND GEWALT GEGEN FRAUEN  
IN PAARBEZIEHUNGEN

Lockdowns und andere Formen von Einschränkungen wie 
Schul- und Kitaschließungen, aber auch finanzielle Sorgen 
und Zukunftsängste haben viele Partnerschaften und Famili-
en während der Corona-Krise vor große Herausforderungen 
gestellt. Expert_innen hatten schon zu Beginn der Coro-
na-Krise vor einem Anstieg häuslicher Gewalt gewarnt, die 
sich meist gegen Frauen und Kinder richtet. Erste Evidenz für 
diese Vermutung liefern Dunkelfeldergebnisse der Techni-
schen Universität München und des RWI Leibniz-Instituts für 
Wirtschaftsforschung. Demnach berichten für die vier Wo-
chen vor dem Befragungszeitpunkt (22.4. bis 8.5.2020) 
3,1 Prozent der befragten Personen von körperlichen Ausein-
andersetzungen und 3,8 Prozent von Erfahrungen mit Bedro-
hungssituationen. Das Opferrisiko war dabei besonders hoch, 
wenn sich die Befragten zu Hause in Quarantäne befanden, 
eine_r der Partner_innen infolge der Pandemie in Kurzarbeit 
oder arbeitslos war oder eine_r der Partner_innen Angst 
oder Depressionen hatte (Steinert/Ebert 2020). Einen weite-
ren Hinweis auf die besondere Bedrohungslage während der 
Corona-Pandemie liefert der Jahresbericht des Hilfetelefons 
„Gewalt gegen Frauen“. Demnach wurden 2020 mit insge-
samt 51.400 Anrufen 15 Prozent mehr Kontakte registriert 
als im Vorjahr (BMFSFJ/BAFzA 2021).

Die kriminalstatistische Auswertung zur Partnerschaftsge-
walt des Bundeskriminalamts (BKA) weist für das Jahr 2020 
146.655 Fälle von Gewalt in Partnerschaften mit 148.031 Op-
fern aus. Dies entspricht einem Anstieg von 4,9 Prozent bzw. 
4,4 Prozent gegenüber 2019. Circa 80 Prozent der Opfer sind 
weiblich (BKA 2021).7

Ein Problem stellt allerdings die hohe Dunkelziffer dar, da sich 
Betroffene häufig nicht an Behörden und Hilfeeinrichtungen 
wenden. Ursachen hierfür sind unter anderem eine finanziel-
le Abhängigkeit vom Täter und die Sorge um gemeinsame 
Kinder. Während das BKA von einer Zunahme der Partner-
schaftsgewalt um 4,4 Prozent berichtet, geht der Weiße Ring 
entlang eigener Erhebungen von etwa sechs Prozent mehr 
häuslicher Gewalt aus. Frauenhäuser und -notrufe hatten 
während der Pandemie von einem noch deutlicheren Plus 
berichtet. Hier besteht weiterer Untersuchungsbedarf: So 
kommt beispielsweise eine ifo-Studie zu Fällen häuslicher 
Gewalt in London, die auf Google-Suchdaten beruht, zu dem 

7 Die Auswertungen für das Berichtsjahr 2021 werden voraussichtlich 
im November 2022 veröffentlicht.

Ergebnis, dass der Anstieg von Fällen häuslicher Gewalt sie-
benmal höher war, als er in Polizeistatistiken erfasst wurde 
(Anderberg et al. 2022).
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FAZIT UND HANDLUNGS- 
EMPFEHLUNGEN

Die Corona-Krise stellt unsere gesamte Gesellschaft vor große 
Herausforderungen und erweist sich zugleich als Brennglas 
für viele gleichstellungspolitische Missstände. Obwohl die 
(präventiven) Schließungen von Kitas und Schulen in Deutsch-
land an letzter Stelle aller Maßnahmen zur Pandemiebekämp-
fung standen, sind die Folgen wie soziale Exklusion, wachsen-
de soziale Bildungsungleichheit und zunehmende Konflikte 
zwischen Familien- und Erwerbsarbeit sowie geschlechtsspe-
zifische Ungleichheit und zunehmende Gewalterfahrungen 
von Kindern und Frauen nicht zu unterschätzen. 

In der vorliegenden Ad-hoc-Analyse wurden drei Dimensionen 
aus einer Genderperspektive beleuchtet, deren Ergebnisse in 
Abbildung 2 zusammengefasst werden.

Wie die Analyse zeigt, sind die Auswirkungen des Pandemie-
geschehens vielfältig und haben sich im Zeitverlauf verändert. 
Um einer geschlechtsspezifischen Ungleichheit in Krisenzei-
ten vorzubeugen und eine gendergerechte Wirtschafts- und 
Sozialpolitik zu verwirklichen, finden sich nachfolgend einige 
zentrale Handlungsempfehlungen. 

Im Hinblick auf die geschlechtsspezifischen Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt ist festzustellen, dass sich diese vor-
aussichtlich negativ auf die Karrierechancen und die Alterssi-
cherung von Frauen auswirken. Darüber hinaus verstärkt sich 
die finanzielle Abhängigkeit von Frauen in Familien, wenn 
das männliche Alleinverdienermodell krisenbedingt wieder 
an Relevanz gewinnt. Welchen wesentlichen Beitrag die ins-
titutionalisierte Kinderbetreuung in Deutschland zur gleichen 
Verteilung von Sorgearbeit, Vereinbarkeit von Beruf und (Fa-
milien-)Leben und damit zu Ent- bzw. Belastungen leistet, 
wird durch die Schließungen von Kitas und Schulen ersichtlich. 
Eine flächendeckende und qualitativ hochwertige Kinderbe-
treuung – auch in Krisenzeiten – ist eine zentrale Vorausset-
zung für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit 
für die Gleichstellung der Geschlechter auf dem Arbeits-
markt. Um die Arbeitsmarktpolitik nachhaltig geschlechter-
gerecht zu gestalten, ist es daher essenziell, Familien- und 
Geschlechterpolitik gleichwertig und institutionell zu veran-
kern (Haupt et al. 2020) und einen ganzheitlichen Ansatz zu 
etablieren, der in allen Politikfeldern umgesetzt wird. Abge-
leitet werden können Maßnahmen zur strukturellen Verän-
derung beispielsweise mittels Gender Mainstreaming, Gen-
der Budgeting und Gender Monitoring – die Ergebnisse 
hieraus schaffen zusätzlich gesellschaftliche Akzeptanz für 
etwaige Reformen. 

Um negative Auswirkungen der COVID-19 Pandemie abzufe- 
dern, bieten sich die folgenden Instrumente und Maßnahmen an: 

 – Rechtsanspruch auf mobiles Arbeiten: Gezeigt wur- 
de, dass Frauen ihre unbezahlte Sorgearbeit während 
der Pandemie stärker erhöhten als Männer. Um der stei- 
genden Arbeitsbelastung und den Vereinbarkeitskon-
flikten auf dem Arbeitsmarkt zu begegnen, sollte die 
Politik einen Rechtsanspruch auf mobiles Arbeiten ver-
ankern und entsprechend flankieren (BMFSFJ 2021). 

 – Gerechte Aufteilung bezahlter und unbezahlter 
Aufgaben: Die COVID-19-Pandemie führte zu einer 
Retraditionalisierung des Sorge-Leitbilds, das unbezahl-
te Care-Arbeit Frauen zuweist (Haupt et al. 2020; Zinn  
et al. 2020). Um diese ungleiche Verteilung aufzubrechen, 
schlägt Allmendinger (2020) vor, die Biografien von 
Männern an die von Frauen anzugleichen, indem zum 
Beispiel für beide Geschlechter die 32-Stunden-Woche 
institutionalisiert wird.

 – Reform des Ehegattensplittings: Das Ehegatten- 
splitting führt oft zur höheren Besteuerung der Gehälter 
von Frauen (Krell/Sieber 2020). Das wirkte sich negativ 
auf die Einkommenssituation während der Pandemie aus, 
da Frauen nicht nur häufiger von Kurzarbeit betroffen 
waren, sondern zudem ein niedrigeres Kurzarbeitergeld 
erhielten (Haupt et al. 2020). Eine Reform des Ehegatten- 
splittings ist folglich dringend geboten (BMFSFJ 2021; 
Bomert et al. 2021; Haupt et al. 2020; Wrohlich 2021). 

 – Einführung des Gender Budgeting: Die pandemie-
bedingten Hilfsprogramme haben auf Männer und 
Frauen einen unterschiedlichen Effekt. Als Gegenmaß-
nahme sollten staatliche Konjunkturprogramme sys- 
tematisch überprüft und dem Gender Budgeting unter-
worfen sein (Hammerschmid et al. 2020). Dabei sollte 
„Care als Analysekategorie“ mit einbezogen werden 
(Bomert et al. 2021: 11). 

Konkrete Politikempfehlungen im Kontext der Gewalterfah-
rungen von Frauen leiten Steinert und Ebert (2020) ab:

 – Hilfsangebote müssen besser in der Öffentlichkeit be-
worben werden.

 – Hilfe und Beratungen, auch psychologische Beratungen 
und Therapien, müssen auch online angeboten werden.

 – Gewährleistung der Betreuung von Kindern
 – Frauenhäuser und Hilfestellen müssen systemrelevant 

bleiben.
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Quelle: eigene Darstellung, WifOR 2022.

Abbildung 2
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die Geschlechterverhältnisse

Arbeitslosigkeit: Anstieg der Arbeitslosenquote von Frauen April – August 2020: 0,7 Prozentpunkte/ 
von Männern April – August 2020: 0,6 Prozentpunkte
Kurzarbeit: Frauenanteil 46 % (März 2020) und 37 % (September 2020)
Selbstständigkeit: 63 % der Frauen und 47 % der Männer verzeichnen Einkommensverluste.

Arbeitsbelastung: Vor allem Branchen mit hohen Frauenanteilen zeigen gestiegene Arbeitsbelastungen (z. B. Ge- 
sundheit/Erziehung und Unterricht). Gestiegene Arbeitsbelastung führt zu einem Rückgang der Lebenszufriedenheit.
Kinderbetreuung: Kinderbetreuungszeit (in Stunden) von Frauen 9,6 und von Männern 5,3 während des ersten Lock- 
downs. Die größte Diskrepanz zwischen den Betreuungszeiten besteht zwischen nicht erwerbstätigen Frauen (14,6) 
und nicht erwerbstätigen Männern (8,0).
Vereinbarkeitskonflikte: 60 % der erwerbstätigen Mütter haben Vereinbarkeitsprobleme (Lockdown 2020).  
Die Belastung des Homeschoolings wird von Alleinerziehenden höher empfunden als in Paarbeziehungen.

Gewalterfahrungen: Beim Hilfetelefon Zunahme der Kontaktaufnahme um 15 % (im Jahr 2020). Die Fälle von 
Gewalt in Partnerschaften sind im Jahr 2020 um 4,4 % gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Circa 80 % der Opfer sind 
weiblich. Es ist von einer hohen Dunkelziffer auszugehen.

Fazit: Geschlechtsspezifische soziale, strukturelle und finanzielle Ungleichheiten beeinflussen sich wechselseitig  
und haben für Frauen in der Corona-Pandemie weitreichende Folgen. Die Segregation des Arbeitsmarktes und die 
Ungleichverteilung der Einkommen, der Erwerbsbeteiligung und der Sorgearbeit führen zu einer asymmetrischen  
Verteilung von Belastungssituationen und haben sich im Pandemiegeschehen u. a. durch den Anstieg von Gewalt- 
erfahrungen gezeigt.
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Abbildungen

Abbildung 1
Beschlüsse zur COVID-19-Pandemiebekämpfung im Zeitverlauf

Abbildung 2
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die Geschlechter-
verhältnisse
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Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die Geschlechter- 
verhältnisse

Mehr Gewalterfahrung, negative Auswirkungen auf Karrierechancen und Alters- 
sicherung, Belastungen durch fehlende Kinderbetreuung und eine Verlagerung 
von Care-Arbeit – die COVID-19-Pandemie hat strukturelle Geschlechterungleich-
heit offenbart und verstärkt. Dieser Beitrag analysiert die Bewältigungsstrategien 
und Folgen der Pandemie aus Genderperspektive und macht Vorschläge für eine 
geschlechtergerechte Krisenpolitik.


